
kirchlich Beschäf
tigte

für
Gleiches Recht

[ !

Gesundheit,  
Soziale Dienste, Bildung  
und Wissenschaft

Gleiches Arbeitgeberverhalten – dennoch  
Sonderrechte?

Kirchliche Arbeitgeber beschäftigen rund 1,8 Millionen 
Menschen. Sie betreiben Krankenhäuser, Pflegeeinrich-
tungen und -dienste, Einrichtungen der Behinderten- 
und Jugendhilfe, Rettungsdienste, Kitas u.a.m. Wie 
bei anderen Trägern werden diese fast ausschließlich 
aus Steuermitteln und Sozialversicherungsbeiträgen 
finanziert. Kirchliche Unternehmen betreiben Tarifflucht 
und Outsourcing, nutzen Leiharbeit und sachgrundlos 
befristete Arbeitsverhältnisse. Sie verhalten sich wie 
andere Arbeitgeber, beharren aber auf Sonderregeln im 
Arbeitsrecht. Das passt nicht zusammen.

Keine Kündigung wegen  
privater Entscheidungen 

Der Austritt aus der Kirche gilt zum Beispiel als Kündi-
gungsgrund. Wer sich in seiner Freizeit in einer Weise 
äußert, die der Kirche missfällt, kann ebenfalls gekün-
digt werden. Ermöglicht wird das durch eine Sonder- 
regel im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG). 
Diese verstößt gegen europäisches Recht. Die Bun-
desregierung muss die Regelung ersatzlos streichen. 
Beschäftigte könnten dann nicht mehr wegen privater 
Entscheidungen sanktioniert werden, die  
der Kirche missfallen.

Die Unterzeichnenden fordern von Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil, sowie von den  
Bundestagsabgeordneten von SPD, Bündnis90/Die Grünen und FDP:

Schluss mit Diskriminierung wegen privater Entscheidungen: Streichung der  
Sonderregeln für Kirchen im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (§ 9 AGG)

Volle Mitbestimmung auch für Kirchenbeschäftigte: Streichung gesetzlicher  
Ausnahmen (u.a. § 118 Abs. 2 Betriebsverfassungsgesetz)

 
Auch im Jahr 2023 haben wir, die Beschäftigten von Kirchen, Diakonie und Caritas, noch nicht dieselben Rechte wie 
unsere Kolleg*innen in weltlichen Betrieben. Für kirchliche Arbeitgeber gelten gesetzliche Sonderregeln im Arbeitsrecht. 
Sie können zum Beispiel Pflegekräfte, Erzieher*innen oder Verwaltungsangestellte kündigen, wenn diese aus der Kirche 
austreten oder den Kirchenoberen ihr Privatleben missfällt. Als kirchlich Beschäftigte haben wir geringere Mitbestim-
mungsrechte und können daher schlechter Einfluss auf unsere Arbeitsbedingungen nehmen. Höchste Zeit, diese ver- 
alteten Kirchenprivilegien abzuschaffen. SPD, Grüne und FDP haben in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, das kirch- 
liche Sonderrecht zu überprüfen. Für uns ist klar: Es gehört abgeschafft! Die Diskriminierung von Beschäftigten  
kirchlicher Einrichtungen muss ein Ende haben. Gleiche Rechte für alle! 

Mai 2023
Petition

      Jetzt  
unterzeichnen!tz         



Vorname Name Optional: Ich arbeite in 
einer konfessionellen 
Einrichtung (z.B. von Kir-
che, Diakonie oder Caritas) 
ja/nein

Optional: Ich bin Mit-
glied eines Betriebsrats, 
Personalrats oder einer 
kirchlichen Mitarbeiter-
vertretung (BR, PR, MAV)

Unterschrift

Gesundheit,  
Soziale Dienste, Bildung  
und Wissenschaft 

gleichesrecht.verdi.de 

Wirksam im Betrieb mitbestimmen
Kirchliche Einrichtungen sind vom staatlichen Mitbe-
stimmungsrecht ausgeschlossen. Stattdessen gelten 
kirchliche Regeln, nach denen Mitarbeitervertretungen 
gewählt werden. Doch ihre Mitbestimmungsrechte 
sind weniger wirksam, die Durchsetzung der Rechte 
ist schwieriger und sie haben geringere Ressourcen als 
Betriebs- und Personalräte. Hinzu kommt, dass die Ge-
werkschaften im Kirchenrecht ausgegrenzt werden. In 
weltlichen Betrieben haben sie zum Beispiel das Recht, 
die Initiative zur Gründung von Betriebsräten zu ergrei-
fen, Kandidatenlisten einzureichen und an Betriebsver-
sammlungen oder Betriebsratssitzungen teilzunehmen. 
Hingegen kommt das Wort Gewerkschaft weder im 
katholischen noch im evangelischen Mitarbeitervertre-

tungsrecht überhaupt vor. Das bedeutet eine gravieren-
de Schwächung demokratischer Teilhabe.

Damit das staatliche Mitbestimmungsrecht auch in 
kirchlichen Einrichtungen vollständig angewendet wer-
den kann, muss die Bundesregierung die gesetzlichen 
Ausnahmen (u.a. § 118 Abs. 2 BetrVG) streichen. Für 
eine umfassende Stärkung der Mitbestimmungsrechte 
muss das staatliche Recht ohne Einschränkungen durch 
den so genannten Tendenzschutz zur Anwendung kom-
men (Neufassung des § 118 BetrVG). 

Datenschutzhinweis. Deine personenbezogenen Daten werden von der Gewerkschaft ver.di gemäß der europäischen  
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und dem deutschen Datenschutzrecht (BDSG) genutzt. Rechtsgrundlage  
für die Nutzung ist Art. 6 Abs. 1 a). Deine Einwilligung in die Datenverarbeitung erfolgt freiwillig  
und kann nach Art. 21 DSGVO per Mitteilung an gesundheit-soziales@verdi.de  
widerrufen werden. Weitere Hinweise zum Datenschutz bei ver.di, insbesondere zu  
den Betroffenenrechten, findest Du unter datenschutz.verdi.de.

Petition  Gleiches Recht für kirchlich Beschäftigte 

Unterschriebene Listen bitte per Post senden an:  

ver.di Bundesverwaltung, Ressort 9,  

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin
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